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Die klimaneutrale Energiewende im Gebäudebestand bis 2045 ist zweifelsohne die größte Heraus-
forderung für die sozial orientierte Wohnungswirtschaft bei der Aufgabe, bezahlbare Wohungen 
in lebenswerten Quartieren für breite Schichten der Bevölkerung zu schaffen und zu erhalten. Der 
Gebäudesektor ist für rund 40 Prozent der CO2-Emissionen in Deutschland verantwortlich, allein 17 
Prozent der CO2-Emissionen werden durch das Heizen von Wohngebäuden verursacht.

Die aktuelle Fördersystematik zum Erreichen der Klimaneutralität setzt auf die Steigerung der Ener-
gieeffizienz von Gebäuden. Dies führt zu enormen Investitionen in die Gebäudebestände und einer 
Steigerung der Modernisierungsquoten, die von der sozial orientierten Wohnungswirtschaft nicht ge-
leistet werden können, ohne das bezahlbare Wohnen zu gefährden. Denn je nach Szenario müssten 
bis zu 260 Milliarden Euro pro Jahr investiert werden, was nur durch eine Umlage auf die Mieten 
möglich wäre. Der Glaube, nach der Sanierung würden die Energiekosten für die Bewohnerinnen 
und Bewohner so stark sinken, dass sich Mieterhöhung und Energiekosteneinsparung ausgleichen, 
führt erwiesenermaßen in die Irre. Nicht zuletzt auf Grund des Nutzungsverhaltens sind energetische 
Sanierungen mit den aktuellen Vorgaben nicht warmmietenneutral umsetzbar.

In den Beständen der sozial orientierten Wohnungswirtschaft wohnen viele Haushalte, die auf 
bezahlbare Mieten angewiesen sind. Damit Mieterinnen und Mieter nicht finanziell überfordert 
werden, bedarf es deshalb auch einer verlässlichen Förderung, um die hohen Klimaziele im Gebäu-
desektor zu erreichen. Zudem muss die effizienzgeleite Fördersystematik umgestellt werden, es muss 
gezielt das gefördert werden, was auch gefordert ist: die Reduktion des CO2-Ausstoßes. 

Die gestiegenen Kapitalmarktzinsen verteuern die Investitionen zusätzlich, auch hier müssen Bund 
und Länder eingreifen.

Unsere Forderungen auf einen Blick

•   Umstellung der Fördersystematik von teurer Energieeffizienz auf CO2-Einsparung
•   Verlässliche Förderung für die Energiewende im Gebäudebestand 
•   Vereinfachung der Förderung und Antragstellung über ein Förderportal
•   Gleichstellung von Miete und Eigentum bei den Fördermaßnahmen
•   Förderung geringinvestiver Maßnahmen zur Steuerung des Energieverbrauchs durch Nutzer
•   Einführung einer dritten Fördersäule für den bezahlbaren Mietwohnungsneubau um 10 Euro/m²
•   Zinsverbilligte Darlehen für den Wohnungsbau, auch für kleine und mittlere Unternehmen

Umstellung der Fördersystematik von teurer Energieeffizienz  
auf CO2-Einsparung
Die Förderprogramme des Bundes und der Länder fördern in ihrer Systematik die Einsparung von 
Energie, die Klimaschutzgesetzgebung fordert jedoch die Einsparung von Treibhausgasen. Die Fokus-
sierung auf die Gebäudeeffizienz zur Erreichung der Klimaziele erfordert eine Verdreifachung der 
Sanierungsrate, die Investitionskosten sind immens bei abnehmendem Grenznutzen. Um Treibhaus-
gase zu vermeiden, sollten die Fördersysteme vorrangig solche Maßnahmen fördern, die die größte 
CO2-Vermeidung versprechen. 
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Verlässliche Förderung für die Energiewende im Gebäudebestand 

Wohnungsunternehmen und -genossenschaften haben langfristige Planungs- und Projektzyklen mit 
hohen Investitionsrahmen. Deshalb sind sie auf verlässliche und bestenfalls mehrjährige Förderpro-
gramme angewiesen. Seit den Umbrüchen in der Bundesförderung im Januar 2022 ist die Förder-
quote kontinuierlich gefallen, für Vermieter haben sich die Förderbedingungen mehrfach geändert. 
Die Bundesförderung muss deshalb wieder verlässlicher, bedarfsangemessen und mit einem höheren 
Förderbudget ausgestattet werden. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Initiative 
„Weil wir keine Zeit mehr haben…“ beziffern den Förderbedarf bei Umstellung auf eine CO2-Ver-
meidungsstrategie auf rund 18 Mrd. Euro im Jahr. 

Vereinfachung der Förderung und Antragstellung über ein Förderportal

Insbesondere die Bundesförderung für effiziente Gebäude ist in ihrer Systematik sehr kompliziert. Es 
gibt mehrere Fördergeber (Bafa, KfW) für ähnliche oder kombinierbare Maßnahmen. Es wäre sinn-
voll, die Fördersystematiken zu vereinfachen, Digitalisierungspotentiale zu nutzen und die Antrag-
stellung zentral und einheitlich über ein Portal zu organisieren, auch um das Hausbankenprinzip zu 
vereinfachen.  
 

Gleichstellung von Miete und Eigentum bei den Fördermaßnahmen

Rund zwei Drittel der Haushalte in Deutschland wohnen zur Miete und sind statistisch betrachtet 
weniger wohlhabend als Haushalte mit Wohneigentum. Dennoch hat die Fördersystematik, aus 
haushälterischen Gründen, Eigentümerinnen und Eigentümer zuletzt u.a. mit dem Sozial- und 
Geschwindigkeitsbonus im Rahmen der Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) bevorzugt. 
Um zur Miete wohnende Haushalte nicht verhältnismäßig höher zu belasten, müssen Mieterinnen 
und Mieter und Eigentümerinnen und Eigentümer gleichwertig von Fördermaßnahmen profitieren 
können. 

Förderung geringinvestiver Maßnahmen zur Steuerung des Energiever-
brauchs durch Nutzer
CO2-Emmissionen beim Wohnen entstehen zu rund 70 Prozent durch die Wärmeerzeugung von 
Wohnungen. Neben der Gebäudequalität ist diese auch im hohen Maße vom Heizverhalten der Mie-
terinnen und Mieter abhängig. Deshalb ist es sinnvoll und notwendig, auch geringinvestive Maßnah-
men zur automatisierten Steuerung des Energieverbrauchs und zur Nutzerunterstützung (Heizungs-
optimierung zur Effizienzverbesserung etc.) stärker zu fördern.
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Einführung einer dritten Fördersäule für den bezahlbaren 
Mietwohnungsneubau um 10 Euro/m²

Die hohen Baukosten gepaart mit den Zinsen für Kapitalmarktdarlehen führen derzeit zu hohen 
Mieten von 18 bis 20 Euro pro m² im Mietwohnungsneubau. Aus Sicht der sozial verantwortlich 
agierenden Wohnungswirtschaft überfordern diese Mieten den überwiegenden Teil der Haushalte. 
Fördermittel für sozialen Mietwohnungsbau sind jedoch begrenzt und durch die Einkommensgren-
zen auf Haushalte mit wenig Einkommen begrenzt. Im mittleren Preissegment zwischen 8 bis 12 
Euro pro m² findet deshalb kaum Mietwohnungsneubau statt, was zu einer Unterversorgung in dem 
Segment führt. Deshalb muss auch für die mittleren Einkommenshaushalte ein Angebot durch eine 
dritte Fördersäule erfolgen. Das Programm Klimafreundlicher Neubau im Niedrigpreissegment ist 
hier ein erster Ansatz, der flexibel und bedarfsgerecht weiterentwickelt werden muss. 

Zinsverbilligte Darlehen für den Wohnungsbau, auch für kleine und 
mittlere Unternehmen
Die Zinswende hat die Projektfinanzierung zusätzlich verteuert. Bau- und Kapitalkosten kumulieren 
sich in gestiegenen Mieten. Auch zinsreduzierte Darlehen können also, wie in der Vergangenheit, 
einen Beitrag zum bezahlbaren Wohnen leisten. Die EU und die Nationalstaaten sollten deshalb 
verstärkt wieder Zinsförderprogramme auflegen und mittels der Bundesförderbank KfW oder der 
Landesförderbanken auch EU-Mittel für kleinere und mittlere Unternehmen erschließen. Ein Zinssatz 
von rund einem Prozent könnte bereits erhebliche Effekte auf die Bautätigkeit entwickeln und ließe 
sich durch ansteigende Steuereinnahmen wieder ausgleichen. 


